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TOP 47:

Verordnung zur Änderung der Pflegestatistik-Verordnung

Drucksache: 330/13 (neu)

I. Zum Inhalt

Die Pflegestatistik wird seit Dezember 1999 von den Statistischen Ämtern des
Bundes und der Länder zweijährlich als Stichtagserhebung durchgeführt, um
Daten zu dem Angebot von und zu der Nachfrage nach pflegerischer Versor-
gung zu gewinnen. Ziel ist es, die Qualität in der Pflege zu sichern.

Mit der vorliegenden Verordnung soll die im Jahr 1999 erlassene Pflegestati-
stik-Verordnung dem demographischen Wandel und den zu erwartenden Aus-
wirkungen auf den Fachkräftebedarf Rechnung tragend geändert werden. Die
Verordnung basiert auf der mit dem Gesetz zur Neuausrichtung der Pflege-
versicherung geänderten Ermächtigung des § 109 SGB XI, nach dem die Bun-
desregierung befugt ist, Vorschriften zur Durchführung der Pflegestatistik zu
erlassen. Mit der Änderung des § 109 SGB XI wurde die Grundlage für die Er-
hebung von weiteren Angaben für die Pflegestatistik geschaffen. Im Zuge des-
sen sollen mit der Änderungsverordnung die Pflegstatistik künftig entsprechend
tiefer untergliedert und dieser neue Merkmale hinzugefügt werden, um eine dif-
ferenziertere Datenerhebung zu ermöglichen.

Im Einzelnen ist vorgesehen, die in § 2 getroffenen Regelungen über die Erhe-
bungsmerkmale für Pflegeeinrichtungen um weitere Angaben der dort tätigen
Personen zu ergänzen. Künftig sollen zusätzlich das Geburtsjahr der Beschäf-
tigten, die Ausbildungsart (Beruf, Erstausbildung, Umschulung) und das Aus-
bildungsjahr in die Statistik aufgenommen werden. Außerdem sollen Personen
mit erheblich eingeschränkter Alltagskompetenz, die keiner Pflegestufe zuge-
ordnet sind, in der Statistik erfasst werden. Das Gleiche soll für in Pflegeheimen
lebende Personen mit erheblich eingeschränkter Alltagskompetenz gelten, die
ausschließlich zusätzliche Betreuungsleistungen nach § 87b SGB XI erhalten,
und Pflegegeldempfänger mit erheblich eingeschränkter Alltagskompetenz.
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Darüber hinaus sollen die Pflegeeinrichtungen verpflichtet werden, die Erhe-
bungs- und Hilfsmerkmale bis zum 15. Februar (und nicht wie bisher bis zum
1. April) des Folgejahres des Erhebungszeitpunkts dem zuständigen Statisti-
schen Landesamt zu melden. Etwas anderes soll lediglich für die Träger der
Pflegeversicherung und die privaten Versicherungsunternehmen gelten. Für die-
se soll weiterhin der Stichtag "1. April" des Folgejahres von Relevanz sein.

Die Bundesregierung erwartet, dass den statistischen Landesämtern und dem
Statistischen Bundesamt jährliche Kosten in Höhe von etwa 260 000 Euro und
einmalige Umstellungskosten von etwa 223 000 Euro entstehen.

II. Empfehlungen der Ausschüsse

Der federführende Gesundheitsausschuss und der Ausschuss für Innere An-
gelegenheiten empfehlen dem Bundesrat, der Verordnung gemäß Artikel 80
Absatz 2 des Grundgesetzes zuzustimmen.


